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17. Wahlperiode Eingang: 27.3.2026 

 

 

 

 

Antrag 

des Abg. Sascha Binder u. a. SPD 

 

Landesrechtliche Dokumentations- und Berichtspflichten 

 

 
Der Landtag wolle beschließen, 

die Landesregierung zu ersuchen 

 

zu berichten, 

 

1. welche landesrechtlichen Regelungen (insbesondere Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsvorschrif-

ten, Erlasse, Richtlinien, Dienstanweisungen oder Geschäftsordnungen) selbst oder über Mindestan-

forderungen von höherrangigem Recht hinausgehende Dokumentations-, Berichts-, Evaluations- 

und/oder Mitteilungspflichten festlegen; bitte unter Darstellung der landesrechtlichen Norm, differen-

ziert nach den Geschäftsbereichen der unterschiedlichen Ministerien sowie, sofern vorhanden, der 

höherrangigen Regelung, die eine entsprechende landesrechtliche Norm vorsieht; 

 

2. welchem Zweck die unter Ziffer 1 dargestellten Dokumentations-, Berichts-, Evaluations- und/oder 

Mitteilungspflichten jeweils dienen; 

 

3. welche natürlichen oder juristischen Personen (sowohl des Privat- wie auch des öffentlichen Rechts 

und insbesondere Städte und Gemeinden), Vereinigungen sowie Behörden jeweils durch die unter 

Ziffer 1 dargestellten Dokumentations-, Berichts-, Evaluations- und/oder Mitteilungspflichten ver-

pflichtet werden; 

 

4. in welcher Frequenz die unter Ziffer 1 dargestellten Dokumentations-, Berichts-, Evaluations- 

und/oder Mitteilungspflichten erfüllt werden müssen; 

 

5. ob und falls ja welches Medium beziehungsweise Format für die Erfüllung der unter Ziffer 1 darge-

stellten Dokumentations-, Berichts-, Evaluations- und/oder Mitteilungspflichten vorgeschrieben ist; 

 

6. welche Sanktionen im Falle einer Nichterfüllung der unter Ziffer 1 dargestellten Dokumentations-, 

Berichts-, Evaluations- und/oder Mitteilungspflichten vorgesehen sind; 

 

7. welche Personen seitens der Landesregierung in der 17. Legislaturperiode als Beauftragte mit welcher 

Funktion berufen wurden und welchem Ministerium diese Beauftragten jeweils zugeordnet waren. 

 

 

27.3.2026 

 

Binder, Dr. Kliche-Behnke, Dr. Weirauch, Dr. Fulst-Blei, Steinhülb-Joos, Fink, SPD 

 

 

 

B e g r ü n d u n g  

 

Mit dem Antrag sollen die bestehenden Dokumentations-, Berichts-, Evaluations und/oder Mitteilungs-

pflichten sowie deren Zweck und deren Auswirkungen erfasst werden. Darüber hinaus ist der Umfang des 

bisherigen Beauftragtenwesens der Landesregierung von Interesse.  

 


